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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. Oktober 1959 

12 — 52105 — 3513/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zum Abkommen vom 
7. August 1958 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Islamischen Republik 
Pakistan zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung und zur Verhinderung der Steuerverkür- 
zung bei den Steuern vom Einkommen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Abdrucke des Abkommens sowie des Notenwechsels, der 
Bestandteil des Abkommens ist, und einer Denkschrift zum 
Abkommen sind diesem Schreiben als Anlagen beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 23. Oktober 1959 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundes druckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zum Abkommen vom 7. August 1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Islamischen Republik Pakistan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 
bei den Steuern vom Einkommen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 7. August 1958 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Islamischen Republik Pakistan zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Ver- 
hinderung der Steuerverkürzung bei den Steuern 
vom Einkommen wird zugestimmt. Das Abkommen 
wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Das Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel XXIII in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 

Zu Artikel 1 

Die Zustimmung des Bundestages ist nach Arti- 
kel 59 Abs. 2 Satz 1 GG erforderlich, weil das Ab- 
kommen sich auf Steuern vom Einkommen und 
damit auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
bezieht. Die Zustimmung des Bundesrates ist nach 
Artikel 105 Abs. 3 GG erforderlich, da das Aufkom- 
men aus den vom Abkommen betroffenen Steuern 
gemäß Artikel 106 GG zum Teil den Ländern zu- 
fließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll sich gemäß dem Notenwechsel 
vom 8. April 1959 auch auf das Land Berlin er- 
strecken. Das Gesetz enthält deshalb die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 

Diese Vorschrift entspricht den Erfordernissen des 
Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Absatz 2 

Der Zeitpunkt, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel XXIII in Kraft tritt, ist ebenfalls im Bun- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Islamischen Republik Pakistan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung bei den Steuern vom Einkommen 

Convention 

between the Federal Republic of Germany 
and the Islamic Republic of Pakistan 
for the Avoidance of Double Taxation 
and the Prevention of Fiscal Evasion with respect to Taxes on Income 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE ISLAMISCHE REPUBLIK PAKISTAN 

HABEN, von dem Wunsche geleitet, bei den Steuern 
vom Einkommen die Doppelbesteuerung zu vermeiden 
und die Steuerverkürzung zu verhindern, 

DAS NACHSTEHENDE ABKOMMEN GESCHLOSSEN: 

Artikel I 

(1) Steuern im Sinne dieses Abkommens sind 

(a) in der Bundesrepublik; 
die Einkommensteuer, 

die Körperschaftsteuer und 
das Notopfer Berlin 

(im folgenden als „Steuern der Bundesrepublik" 
bezeichnet) und 

(b) in Pakistan: 

die income-tax (Einkommensteuer), 

die super-tax (Übersteuer) und 

die business profits tax (Gewerbesteuer vom 

Gewinn) 

(im folgenden als „pakistanische Steuern" be- 
zeichnet) . 

(2) Dieses Abkommen ist auch auf alle anderen ihrem 
Wesen nach ähnlichen Steuern anzuwenden, die von der 
Regierung von Pakistan oder in der Bundesrepublik 
nach seiner Unterzeichnung eingeführt werden. 


THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY 
and 

THE ISLAMIC REPUBLIC OF PAKISTAN 

DESIRING to conclude a Convention for the Avoid- 
ance of Double Taxation and the Prevention of Fiscal 
Evasion with respect to Taxes on Income, 

HA VE AGREED AS FOLLOWS: 

Article I 

(1) The taxes which are the subject of this Convention 
are 

(a) in the Federal Republic; 

the Einkommensteuer (income tax), 
the Körperschaftsteuer (Corporation tax), and 
the Notopfer Berlin (Berlin emergency aid tax) 
(hereinafter referred to as "Federal Republic 
tax")j and 

(b) in Pakistan: 
the income-tax, 
the super-tax, and 

the business profits tax 

(hereinafter referred to as "Pakistan tax"). 

(2) The present Convention shall also apply to any 
other taxes of a substantially similar character imposed 
by the Government of Pakistan, or in the Federal Repu- 
blic, subsequently to the date of Signatare of this Con* 
vention. 
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Artikel 11 

(1) Soweit sich aus dem Zusammenhang nichts anderes 
ergibt, bedeuten für die Zwecke dieses Abkommens: 

(a) der Begriff „Pakistan" die Provinzen von Paki- 
stan und die Bundeshauptstadt; 

(b) der Begriff „die Bundesrepublik" die Bundes- 
republik Deutschland; das Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland umfaßt das Gebiet des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland; 

(c) die Begriffe „eines der Gebiete" und „das an- 
dere Gebiet" Pakistan oder die Bundesrepublik, 
wie es sich aus dem Zusammenhang ergibt; 

(d) der Begriff „Steuer" pakistanische Steuern oder 
Steuern der Bundesrepublik, wie es sich aus dem 
Zusammenhang ergibt; 

(e) der Begriff „Person" natürliche Personen, Ge- 
sellschaften sowie alle anderen Rechtsträger, die 
nach den Steuergesetzen des betreffenden Staa- 
tes als Steuersubjekte behandelt werden; 

(f) der Begriff „Staatsangehöriger" eine natürliche 
Person, die nach dem Recht des betreffenden 
Staates dessen Staatsangehörigkeit besitzt!; 

(g) der Begriff „Gesellschaft" eine juristische Per- 
son oder einen anderen Rechtsträger, der steuer- 
lich wie eine juristische Person behandelt wird; 

(h) der Begriff „eine in Pakistan ansässige Person" 
eine Person, die im Sinne der Steuergesetze von 
Pakistan in Pakistan ansässig ist und im Sinne 
der Steuergesetze der Bundesrepublik ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt nicht 
in der Bundesrepublik hat, und der Begriff „eine 
in der Bundesrepublik ansässige Person" eine 
Person, die im Sinne der Steuergesetze der 
Bundesrepublik ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt in der Bundesrepublik hat und 
im Sinne der Steuergesetze von Pakistan nicht 
in Pakistan ansässig ist; 

Eine Gesellschaft gilt als eine in Pakistan 
ansässige Person, wenn sie ihre Geschäftsleitung 
in Pakistan hat. 

Eine Gesellschaft gilt als eine in der Bundes- 
republik ansässige Person, wenn sie ihre Ge- 
schäftsleitung in der Bundesrepublik hat. 

(i) der Begriff „pakistanische Gesellschaft" eine 
Gesellschaft, die eine in Pakistan ansässige 
Person ist. und der Begriff „deutsche Gesell- 
schaft" eine Gesellschaft, die eine in der Bun- 
desrepublik ansässige Person ist; 

(j) der Begriff „Dividenden" auch Gewinnausschüt- 
tungen an die Gesellschafter einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung; 

(k) der Begriff „pakistanisches Unternehmen" ein 
gewerbliches Unternehmen, das von einer in 
Pakistan ansässigen Person betrieben wird, und 
der Begriff „deutsches Unternehmen" ein ge- 
werbliches Unternehmen, das von einer in der 
Bundesrepublik ansässigen Person betrieben 
wird, und die Begriffe „Unternehmen eines der 
Gebiete" und „Unternehmen des anderen Ge- 
biets" ein pakistanisches Unternehmen oder ein 
deutsches Unternehmen, wie es der Zusammen- 
hang erfordert; 

(l) der Begriff „Betriebstätte" eine feste Geschäfts- 
einrichtung in einem der Gebiete, in der die 
Tätigkeit des Unternehmens ganz oder teilweise 
ausgeübt wird; 


Article II 

(1) In this Convention, unless the context otherwise 
requires: 

(a) The term "Pakistan" means the Provinces of 
Pakistan and the Federal Capital; 

(b) The term "Federal Republic" means the Fed- 
eral Republic of Germany; and the territory of 
the Federal Republic of Germany means the 
territory in which the Basic Law for the Fed- 
eral Republic of Germany is in force,- 

(c) The terms "one of the territories" and "the 
other territory" mean Pakistan and the Federal 
Republic of Germany, as the context requires; 

(d) The term "tax" means Pakistan tax or Federal 
Republic tax as the context requires; 

(e) The term "person" includes natural persons, 
Companies and all other entities which are 
treated as taxable units under the tax laws of 
the respective States; 

(f) The term "citizen" means a natural person, 
who is a Citizen according to the laws of the 
respective States; 

(g) The term "Company" means any body cor- 
porate and any entity which is treated as a 
body corporate for tax purposes; 

(h) The terms "resident of Pakistan" and "resident 
of the Federal Republic" mean respectively 
any person who is resident in Pakistan for the 
purposes of Pakistan tax and not resident in 
the Federal Republic for the purposes of Fed- 
eral Republic tax, and any person who is res- 
ident in the Federal Republic for the purposes 
of Federal Republic tax and not resident in 
Pakistan for the purposes of Pakistan tax; 


A Company shall be regarded as resident in 
Pakistan if its business is managed and control- 
led in Pakistan. 

A Company shall be regarded as resident in 
the Federal Republic if its business is managed 
and controlled in the Federal Republic. 

(i) The term "Pakistan Company" means a Com- 
pany which is a resident of Pakistan; and the 
term "Federal Republic Company" means a 
Company which is a resident of the Federal 
Republic; 

(j) The term "dividend" includes profits distribut- 
ed by a "Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung" to its share-holders; 

(k) The terms "Pakistan enterprise" and "Federal 
Republic enterprise" mean respectively an in- 
dustrial or commercial enterprise or under- 
taking carried on by a resident of Pakistan 
and an industrial or commercial enterprise or 
undertaking carried on by a resident of the 
Federal Republic; and the terms "enterprise 
of one of the territories" and "enterprise of 
the other territory" mean a Pakistan enterprise 
or a Federal Republic enterprise, as the con- 
text requiies; 

(1) The term "permanent establishment" means a 
fixed place of business in one of the territories 
in which the business of the enterprise is whol- 
ly or partly carried on: 
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(aa) Der Begriff „feste Geschäftseinrichtung“ 
schließt eine Zweigniederlassung, Geschäfts- 
stelle, Fabrikationsstätte, Werkstätte, ein 
Lagerhaus, Bergwerk, einen Steinbruch oder 
eine andere Stätte der Ausbeutung von 
Bodenschätzen ein. 

(bb) Eine Betriebstätte wird nicht begründet durch 
die Benutzung bloßer Stapelgelegenheiten 
oder das bloße Unterhalten eines Bestandes 
von Gütern oder Waren — auch in einem 
Lagerhaus — zu Auslieferungs-, nicht aber 
ZU Ausstellungszwecken, es sei denn, daß 
die Voraussetzungen des Doppelbuchstabens 
(ee) vorliegen. 

(cc) Der Begriff „Betriebstätte" umfaßt nicht eine 
Geschäftsstelle oder eine ähnliche Einrich- 
tung, 

(1) die von einem Nachrichtenbüro, einem 
Zeitungs- oder Zeitschriftenunternehmen, 
das ein Unternehmen eines der Gebiete 
ist, unterhalten wird, um für das Unter- 
nehmen ausschließlich Nachrichten zu 
beschaffen und in dieses Gebiet weiter- 
zuleiten; oder 

(2) die von einem Unternehmen eines der 
Gebiete in dem anderen Gebiet zur 
wissenschaftlichen Forschung oder zur 
Beschaffung von Informationen unter- 
halten wird, sofern diese Tätigkeiten 
vorbereitender Art sind, im Zusammen- 
hang mit der geschäftlichen Betätigung 
stehen, die dieses Unternehmen in dem 
anderen Gebiet ausüben will, und aus- 
schließlich den Zwecken und dem Nutzen 
dieses Unternehmens dienen. 

(dd) Ein Unternehmen eines der Gebiete wird 
nicht so behandelt, als habe es eine Betrieb- 
stätte in dem anderen Gebiet, wenn es in 
diesem anderen Gebiet Fabrikationsein- 
richtungen oder Maschinen aufstellt oder 
montiert, vorausgesetzt, daß diese Tätigkeit 
183 Tage in einem Steuer jahr nicht über- 
schreitet; dies gilt auch, wenn das Unter- 
nehmen in dem anderen Gebiet eine feste 
Geschäftseinrichtung im Sinne des Doppel- 
buchstabens (aa) unterhält. 

(ee) Ein Unternehmen eines der Gebiete wird so 
behandelt, als habe es eine Betriebstätte in 
dem anderen Gebiet, wenn es in diesem 
anderen Gebiet einen Vertreter oder einen 
Angestellten hat, der 

(1) eine allgemeine Vollmacht zu Vertrags- 
verhandlungen und Vertragsabschlüssen 
für das Unternehmen besitzt und diese 
Vollmacht gewöhnlich ausübt oder 

(2) in dem anderen Gebiet über einen Be- 
stand von Gütern oder Waren verfügt, 
von dem aus er regelmäßig Bestellungen 
für das Unternehmen ausführt. 

(ff) Ein Unternehmen eines der Gebiete wird 
nicht so behandelt, als habe es eine Be- 
triebstätte in dem anderen Gebiet, wenn 
es Geschäftsbeziehungen lediglich durch 

einen Makler (bona fide broker), 

einen Kommissionär (general Commis- 
sion agent) oder 


(aa) The term "fixed place of business“ shall in- 
clude a branch, an Office, a factory, a 
Workshop, a warehouse, a mine, a quarry 
or other place of extraction or exploitation 
of natural resources. 

(bb) The use of mere storage facilities or the 
maintenance of a stock of goods or mer- 
chandise, whether in a warehouse or not, 
merely for convenience of delivery and not 
for purposes of display, shall not consti- 
tute a permanent establishment, unless sub- 
paragraph (ee) applies. 

(cc) The term "permanent establishment" shall 
not include an office or like establishment 

(1) maintained by a news-agency or a 
newspaper or Journal, being an enter- 
prise of one of the territories, exclu- 
sively for the collection and transmis- 
sion to that territory of Information on 
behalf of that enterprise,- or 

(2) maintained by an enterprise of one of 
the territories, in the other territory for 
scientific research or for the collection 
of information, provided such activities 
are of a preparatory character and relate 
to the business intended to be carried 
on in that other territory by , such en- 
terprise and are for the exclusive use 
and benefit of such enterprise. 


(dd) An enterprise of one of the territories 
shall not be deemed to have a permanent 
.Establishment in the other territory if it 
carries on in that other territory installa- 
tion, or setting up of plant or machinery, 
the duration of which does not exceed 183 
days in a taxable year, notwithstanding the 
fact that it has a fixed place of business in 
such other territory within the meaning of 
sub-paragraph (aa). 


(ee) An enterprise of one of the territories shall 
be deemed-to have a permanent establish- 
ment in the other territory if it has, in that 
other territory, an agent or employee, who 

(1) has and habitually exercises a general 
authority to negotiate and conclude 
contracts on behalf of the enterprise; or 

(2) has in that other territory a stock of 
goods or merchandise from which he 
regularly fills Orders on behalf of the 
enterprise. 

(ff) An enterprise of one of the territories shall 
not be deemed to have a permanent 
establishment in the other territory merely 
because it carries on business dealings 
through 

— a bona fide broker, 

— a general Commission agent, or 
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einen anderen tatsächlich unabhängigen 
Vertreter 

unterhält, sofern diese Personen im Rah- 
men ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln, 

(gg) Die Tatsache, daß eine Gesellschaft, die in 
einem der Gebiete ansässig ist, eine Tochter- 
gesellschaft hat, die in dem anderen Gebiet 
ansässig ist oder in diesem anderen Gebiet 
(entweder über eine Betriebstätte oder in 
anderer Weise) gewerblich tätig ist, macht 
für sich allein diese Tochtergesellschaft 
nicht zur Betriebstätte ihrer Muttergesell- 
schaft. 

(m) der Begriff „zuständige Behörden" auf seiten 
Pakistans das Central Board of Revenue oder 
dessen bevollmächtigten Vertreter, auf seiten 
der Bundesrepublik den Bundesminister der 
Finanzen, auf seiten eines Gebiets, auf das 
dieses Abkommen nach Artikel XXI ausgedehnt 
wird, die für die Verwaltung von Steuern im 
Sinne dieses Abkommens zuständige Behörde. 


(2) Bei der Anwendung der Vorschriften dieses Ab- 
kommens durch einen der Vertragstaaten wird jeder 
Begriff, der nicht in diesem Abkommen bestimmt worden 
ist, die Auslegung erfahren, die sich aus den Gesetzen 
ergibt, die in dem Gebiet dieses Vertragstaates in Kraft 
sind und sich auf Steuern im Sinne dieses Abkommens 
beziehen, falls nicht der Zusammenhang eine andere Aus- 
legung erfordert. 

Artikel 111 

(1) Gewerbliche Gewinne aus einem Unternehmen eines 
der Gebiete sind in dem anderen Gebiet nicht steuer- 
pflichtig, es sei denn, daß das Unternehmen in dem an- 
deren Gebiet durch eine dort belegene Betriebstätte ge- 
werblich tätig ist. Ist das Unternehmen durch eine Betrieb- 
stätte in dem anderen Gebiet gewerblich tätig, so 
können die Gewinne in dem anderen Gebiet besteuert 
werden, jedoch nur in Höhe des auf die Betriebstätte 
entfallenden Anteils. 

(2) Auch der Anteil an den gewerblichen Gewinnen 
eines Unternehmens, der auf einen in dem einen Gebiet 
ansässigen Mitunternehmer entfällt, ist in dem anderen 
Gebiet nicht steuerpflichtig, es sei denn, daß das Unter- 
nehmen in dem anderen Gebiet durch eine dort belegene 
Betriebstätte gewerblich tätig ist. Ist das Unternehmen 
durch eine Betriebstätte in dem anderen Gebiet gewerb- 
lich tätig, so können die anteiligen Einkünfte dieses Mit- 
unternehmers in dem anderen Gebiet besteuert werden, 
jedoch nur in Höhe seines Anteils an den auf die Be- 
triebstätte entfallenden Einkünften. 

(3) Ist ein Unternehmen eines der Gebiete in dem 
anderen Gebiet durch eine dort belegene Betriebstätte 
gewerblich tätig, so sind dieser Betriebstätte diejenigen 
gewerblichen Gewinne zuzurechnen, die sie in diesem 
anderen Gebiet erzielen könnte, wenn sie sich als selb- 
ständiges Unternehmen mit gleichen oder ähnlichen Ge- 
schäften unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen be- 
faßte und mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie 
ist, Geschäfte wie ein unabhängiges Unternehmen tätigte, 

(4) Bei der Ermittlung der gewerblichen Gewinne einer 
Betriebstätte können alle billigerweise der Betriebstätte 
zurechenbaren Ausgaben einschließlich der Geschäfts- 
führungs- und allgemeinen Verwaltungskosten abgezogen 
werden. 


— any other agent of a genuinely inde- 
pendent Status, 

where such persons are acting in the ordi- 
nary course of their business as such. 

(gg) The fact that a Company, which is a resi- 
dent of one of the territories, has a sub- 
sidiary Company, which is a resident of the 
other territory or which carries on a trade 
or business in that other territory (whether 
through a permanent establishment or 
otherwise) shall not, of itself, constitute 
that subsidiary Company a permanent 
establishment ofits parent Company. 

(m) The term "competent authorities" means, in 
the case of Pakistan, the Central Board of 
Revenue or their authorised representative, 
and, in the case of the Federal Republic, the 
Federal Minister of Finance, and in the case 
of any territory to which the present Conven- 
tion is extended under Article XXI, the com- 
petent authority for the administration of such 
territory of the taxes to which the present Con- 
vention applies, 

(2) In the application of the provisions of this Con- 
vention by one of the contracting States any term not 
otherwise defined in this Convention shall, unless the 
context otherwise requires, have the meaning which it 
has under the laws in force in the territory of that State 
relating to the taxes which are the subject of this Con- 
vention. 

Article III 

(1) The industrial or commercial profits of an enter- 
prise of one of the territories shall not be subjected to 
tax in the other territory unless the enterprise carries 
on a trade or business in the other territory through a 
permanent establishment situated therein. If it carries on 
a trade or business in that other territory through a 
permanent establishment situated therein, tax may be im- 
posed on those profits in the other territory but only 
on so mudi of them as is attributable to that permanent 
establishment. 

(2) The share of the industrial or commercial profits 
of an undertaking accruing to a partner therein who is 
a resident of one of the territories shall likewise not be 
subjected to tax in the other territory unless the under- 
taking carries on a trade or business in that other terri- 
tory through a permanent establishment situated therein. 
If it carries on a trade or business in that other territory 
through a permanent establishment situated therein, tax 
may be imposed in that other territory on the share of 
the income accruing to that partner, but only on so much 
as represents his share of the income attributable to that 
permanent establishment. 

(3) Where an enterprise of one of the territories carries 
on a trade or business in the other territory through a 
permanent establishment situated therein, there shall be 
attributed to that permanent establishment the industrial 
or commercial profits which it might be expected to 
derive in that other territory if it were an independent 
enterprise engaged in the same or similar activities 
under the same or similar conditions and dealing at arm's 
length with the enterprise of which it is a permanent 
establishment. 

(4) In determining industrial or commercial profits of 
a permanent establishment there shall be allowed as 
deductions all expenses reasonably allocable to the 
permanent establishment, including executive and gen- 
eral administrative expenses so allocable. 
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(5) Die Absätze (1) und (2) sind nicht dahin auszulegen, 
daß sie einen der Vertragstaaten hindern, die aus Quel- 
len innerhalb seines Gebiets einer in dem anderen Ge- 
biet ansässigen Person zufließenden Einkünfte (z. B. Divi- 
denden, Zinsen, Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 
usw.) nach Maßgabe dieses Abkommens zu besteuern, 
wenn diese Einkünfte keiner in dem erstgenannten Ge- 
biet belegenen Betriebstätte zuzurechnen sind. 

(6) Vergütungen oder sonstige Entgelte, die ein Unter- 
nehmen eines der Gebiete für die Leitung und Über- 
wachung der gewerblichen oder sonstigen Tätigkeit eines 
Unternehmens des anderen Gebiets bezieht, können in 
dem anderen Gebiet besteuert werden, es sei denn, daß 
derartige Zahlungen für die Leitung oder Überwachung 
im Verhältnis zwischen einer Tochtergesellschaft und 
einer Muttergesellschaft, die keine Betriebstätte in dem 
anderen Gebiet hat, geleistet werden. 


Artikel IV 

Wenn 

(a) die Person, die ein Unternehmen eines der Gebiete 
betreibt, an der Gesdiäftsführung, der Leitung oder 
an dem Kapital eines Unternehmens des anderen 
Gebiets unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, 
oder 

(b) dieselbe Person an der Geschäftsführung, der 
Leitung oder an dem Kapital eines Unternehmens 
eines der Gebiete und eines Unternehmens des an- 
deren Gebiets unmittelbar oder mittelbar beteiligt 
ist, 

und in diesen Fällen im Verhältnis beider Unternehmen 
zueinander für ihre kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt wer- 
den, die sich von den Bedingungen unterscheiden, die 
zwischen unabhängigen Unternehmen vereinbart würden, 
so können Gewinne, die ohne diese Bedingungen einem 
der Unternehmen zugeflossen wären, aber infolge dieser 
Bedingungen nicht zugeflossen sind, den Gewinnen dieses 
Unternehmens hinzugeredinet und entsprechend be- 
steuert werden. 


Artikel V 

(1) Gewinne, die ein Unternehmen eines der Gebiete 
durch den Betrieb von eigenen oder gecharterten Luft- 
fahrzeugen erzielt, sind in dem anderen Gebiet steuer- 
frei, es sei denn, daß die Luftfahrzeuge ausschließlich 
oder überwiegend zwischen Orten innerhalb dieses an- 
deren Gebiets betrieben werden. 

(2) Absatz (1) gilt auch für Gewinne aus Beteiligungen 
von Luftfahrtunternehmen an einem Pool. 


Artikel VI 

(1) Für Dividenden, die einer in der Bundesrepublik 
ansässigen Gesellschaft von einer Gesellschaft gezahlt 
werden, die in Pakistan ansässig ist und ein industrielles 
Unternehmen betreibt, auf das Section 15 B des Income 
Tax Act, 1922 (XI of 1922) Anwendung findet, wird der Satz 
der pakistanischen Übersteuer um 6,25 vom Hundert er- 
mäßigt, wenn die erstgenannte Gesellschaft eine „public 
Company" im Sinne des Absatzes (5) ist und ihr min- 
destens ein Drittel der stimmberechtigten Anteile der 
letztgenannten Gesellschaft gehören. 

(2) Section 23 A des Income Tax Act, 1922 (XI of 1922) 
über die Ausschüttung von Gesellschaftsgewinnen gilt 
nicht für die Einkünfte einer pakistanischen Gesellschaft, 


(5) Paragraphs (1) and (2) shall not be construed as 
preventing one of the contracting States from imposing 
pursuant to this Convention a tax on income (e. g. div- 
idends, interest, income from immovable property, etc.) 
derived from sources within its territory by a resident 
of the other territory if such income is not attributable 
to a permanent establishment in the first-mentioned 
territory. 

(6) A fee or other remuneration derived by an enter- 
prise of one of the territories from the management, 
control and supervision of the trade, business or other 
activity of an enterprise in the other territory may be 
taxed in the other territory, except where such payments 
are effected between a subsidiary and a parent Company, 
which does not have a permanent establishment in that 
other territory, for such management, control or super- 
vision. 


A r t i c 1 e IV 

Where 

(a) the person carrying on an enterprise of one of the 
territories participates directly or indirectly in the 
management, control or Capital of an enterprise of 
the other territory, or 

(b) the Same person participates directly or indirectly 
in the management, control or Capital of an enter- 
prise of one of the territories and an enterprise of 
the other territory, 

and in either case, conditions are made or imposed 
between the two enterprises, in their commercial or 
financial relations, which differ from those which would 
be made between independent enterprises, then any Prof- 
its which would but for those conditions have accrued 
to one of the enterprises but by reason of those condi- 
tions have not so accrued may be included in the profits 
of that enterprise and taxed accordingly. 


Article V 

(1) Profits derived by an enterprise of one of the terri- 
tories from the Operation of aircraft owned or chartered 
by that enterprise shall be exempt from tax in the other 
territory, unless the aircraft is operated wholly or mainly 
between places within such other territory. 

(2) Paragraph (1) shall likewise apply in respect of 
Profits derived from participation in pools by enterprises 
engaged in air transport. 


Article VI 

(1) The rate of Pakistan super-tax on dividends paid 
to a Company, which is a resident of the Federal Republic, 
by a Company which is resident in Pakistan and is en- 
gaged in an industrial undertaking to which Section 15 B 
of the Income Tax Act, 1922 (XI of 1922) applies. shall 
be reduced by 6.25 per Cent provided the first-mentioned 
Company is a public Company as defined in Paragraph (5) 
of this Article and owns not less than one-third of the 
voting shares of the latter Company. 

(2) The provisions of Section 23 A of the Income Tax 
Act, 1922 (XI of 1922) — relating to the distribution of 
Company profits — shall not apply to the income of a 
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deren Anteile zu mehr als einem Drittel einer deutschen 
Gesellschaft gehören, die eine „public Company" im Sinne 
des Absatzes (5) ist, wenn die pakistanische Gesellschaft 
ein industrielles Unternehmen im Sinne der Section 15 B 
des Income Tax Act, 1922 (XI of 1922) betreibt und ihre 
Gewinne für die industrielle Entwicklung und Erweite- 
rung des Unternehmens in Pakistan verbleiben. 

(3) Für Dividenden, die von einer deutschen Gesell- 
schaft an eine pakistanische Gesellschaft gezahlt werdep, 
der mehr als ein Drittel der stimmberechtigten Anteile 
der erstgenannten Gesellschaft gehören, darf der Satz der 
Steuer der Bundesrepublik 15 vom Hundert nicht über- 
steigen. 

(4) Bezieht eine in einem der Gebiete ansässige Gesell- 
schaft Gewinne oder Einkünfte aus Quellen innerhalb 
des anderen Gebiets, so darf in dem anderen Gebiet 
eine Steuer von den Dividenden, die die Gesellschaft an 
eine in diesem anderen Gebiet nicht ansässige Person 
zahlt, nicht erhoben werden, es sei denn, daß die Divi- 
denden einer Betriebstätte zuzurechnen sind, die in die- 
sem anderen Gebiet von einer dort nicht ansässigen 
Person unterhalten wird; auch darf eine Abgabe nach Art 
einer Gewinnsteuer auf nichtausgeschüttete Gewinne der 
Gesellschaft nicht erhoben werden. 

(5) Der in den Absätzen (1) und (2) verwendete Begriff 
„public Company" bedeutet eine Gesellschaft, bei der für 
das jeweilige Veranlagungsjahr die folgenden Voraus- 
setzungen vorliegen: 

(a) Die Gesellschaft darf das Recht zur Übertragung 
ihrer Anteile nicht beschränken, die öffentliche 
Ausgabe ihrer Anteile oder den Verkauf ihrer 
Anteile an einer Wertpapierbörse nicht ver- 
bieten, und es müssen sich mehr als 50 vom 
Hundert der stimmberechtigten Anteile der Ge- 
sellschaft während des ganzen vorhergehenden 
Jahres im Eigentum von mindestens sechs Per- 
sonen befunden haben; oder 

(b) es müssen sich sämtliche Anteile der Gesell- 
schaft am Schluß des vorhergehenden Jahres 
im Eigentum einer „public Company" oder 
mehrerer „public Companies" im Sinne des 
Buchstabens (a) befunden haben. 

Dabei gilt eine deutsche Gesellschaft, die auf 
Inhaber lautende Anteile ausgibt, als „public 
Company" im Sinne des Buchstabens (a), es sei 
denn, es wird festgestellt, daß sich mehr als 
50 vom Hundert der stimmberechtigten Anteile 
im Eigentum von weniger als sechs Personen 
befunden haben. 

(6) Die Absätze (1) und (3) gelten nicht, wenn die in 
einem der Gebiete ansässige Person eine Betriebstätte 
in dem anderen Gebiet hat und die Dividenden dieser 
Betriebstätte zuzurechnen sind. 

Artikel VII 

(1) Die State Bank of Pakistan ist von der Steuer der 
.Bundesrepublik für Zinsen, die aus Quellen innerhalb der 
Bundesrepublik bezogen werden, befreit, 

(2) Die Deutsche Bundesbank ist von der pakistani- 
schen Steuer für Zinsen, die aus Quellen innerhalb 
Pakistans bezogen werden, befreit. 

Artikel VIII 

(1) Lizenzgebühren, die als Gegenleistung für die Über- 
lassung des Gebrauchsrechtes an Urheberrechten, künst- 
lerischen oder wissenschaftlichen Werken, Patenten, 


Pakistan Company more than one-third shares of which 
are owned by a Federal Republic Company, being a public 
Company as defined in paragraph (5) of this Article, if 
the Pakistan Company is engaged in an industrial under- 
taking of the classes specified in Section 15 B of the 
Income Tax Act, 1922 (XI of 1922) and its profits are 
retained for purposes of its industrial development and 
expansion in Pakistan. 

(3) The rate of Federal Republic tax on dividends paid 
to a Pakistan Company by a Federal Republic Company 
more than one-third of the voting shares of which are 
owned by the former Company shall not exceed 15 per 
Cent. 

(4) Where a Company which is a resident of one of the 
territories derives profits or income from sources within 
the other territory, there shall not be imposed in that 
other territory any form of taxation on dividends paid 
by th^ Company to a person not resident in that other 
territory, unless such dividend is attributable to a per- 
manent establishment maintained in that other territory 
by a person not resident in that other territory, or any 
tax in the nature of an undistributed profits tax on 
undistributed profits of the Company. 

(5) In paragraphs (1) and (2) of this Article, the term 
"public Company" means, in relation to any year of 
assessment — 

(a) a Company which does not restrict the right to 
transfer its shares, which does not prohibit the 
issue of its shares to the public or the sale of 
its shares on a stock exchange, and of which 
shares carrying more than 50 per cent of the 
voting power were held at any time during the 
previous year by not less than six persons; or 


(b) a Company all of whose shares were held at 
the end of the previous year by one or more 
public Companies as defined in clause (a) of 
this paragraph. 

Provided that a Federal Republic Company 
issuing bearer shares shall be deemed to be a 
public Company within the meaning of clause (a) 
of this paragraph unless it is established that 
shares carrying more than 50 per cent of the 
voting power were held by less than six persons. 

(6) Paragraphs (1) and (3) shall not apply where a 
resident of one of the territories has a permanent estab- 
lishment in the other territory and such dividends are 
attributable to that permanent establishment. 

Article VII 

(1) The State Bank of Pakistan shall be exempt from 
Federal Republic tax with respect to interest from sources 
within the Federal Republic. 

(2) The Bundesbank of the Federal Republic shall be 
exempt from Pakistan tax with respect to interest from 
sources within Pakistan. 

Article VIII 

(1) Royalties paid as consideration for the right to use 
Copyrights, artistic and scientific works, patents, designs, 
plans, secret processes and formulae, trade marks, and 
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Mustern, Plänen, geheimen Verfahren und Formeln, 
Markenrechten und dergleichen gezahlt werden (ein- 
schließlich Lizenzgebühren und anderer Vergütungen für 
kinematographische Filme und Filme, die für das Fern- 
sehen verwendet werden) und die aus Quellen innerhalb 
eines der Gebiete von einer in dem anderen Gebiet an- 
sässigen Person bezogen werden, sind in dem erstge- 
nannten Gebiet steuerfrei. 

(2) überschreiten die für die Rechte gezahlten Lizenz- 
gebühren den Betrag einer angemessenen Gegenleistung, 
so gilt die in diesem Artikel vorgesehene Befreiung nur 
für den Betrag der Lizenzgebühren, der einer ange- 
messenen Gegenleistung entspricht. 

(3) Absatz (1) gilt nicht, wenn die in dem einen Gebiet 
ansässige Person eine Betriebstätte in dem anderen Ge- 
biet hat und die Lizenzgebühren dieser Betriebstätte zu- 
zurechnen sind. Hat eine solche Person eine Betriebstätte 
in dem anderen Gebiet, so wird vermutet, daß die Lizenz- 
gebühren dieser Betriebstätte zuzurechnen sind, es sei 
denn, daß die Person das Gegenteil nachweist. 


Artikel IX 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können in 
dem Gebiet besteuert werden, in dem sich die Liegen- 
schaft befindet. 

(2) Als Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen im 
Sinne dieses Artikels gelten auch die Zinsen für Forde- 
rungen, die durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert 
sind, und Lizenzgebühren oder andere Beträge, die im 
Hinblick auf den Betrieb eines Bergwerks, Steinbruchs 
oder einer anderen Stätte der Ausbeutung von Boden- 
schätzen gezahlt werden. 


Artikel X 

(1) Entgelte, einschließlich der Ruhegehälter, die von 
öffentlichen Kassen eines der Vertragstaaten oder einer 
seiner Gebietskörperschaften einer natürlichen Person auf 
Grund einer für diesen Staat oder seine Gebietskörper- 
schaft gegenwärtig oder früher erbrachten Dienstleistung 
gezahlt werden, sind in dem Gebiet des anderen Staates 
steuerfrei, wenn die natürliche Person Staatsangehöriger 
des erstgenannten Staates ist. 

(2) Dieser Artikel ist nicht auf Zahlungen für Dienst- 
leistungen anzuwenden, die im Zusammenhang mit einer 
auf Gewinnerzielung gerichteten gewerblichen Tätigkeit 
der Staaten oder ihrer Gebietskörperschaften erbracht 
worden sind. 

(3) Entgelte, einschließlich der Ruhegehälter, die die 
Deutsche Bundesbank, die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost sowie die entsprechenden pakistani- 
schen Einrichtungen zahlen, fallen unter Absatz (1). 

(4) Der Begriff „Gebietskörperschaft" im Sinne dieses 
Artikels umfaßt auch Gemeinden. 


Artikel XI 

(1) Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit (einschließ- 
lich der Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied) oder Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit, die von einer in 
einem der Gebiete ansässigen natürlichen Person be- 
zogen werden, können in dem anderen Gebiet nur be- 
steuert werden, wenn die Tätigkeit in dem anderen Ge- 
biet ausgeübt wird. 


the like (including royalties and like payments in respect 
of motion picture films and films for use in connection 
with television) derived from sources within one of the 
territories by a resident of the other territory shall be 
exempt from tax in that first-mentioned territory. 


(2) Where any royalty exceeds a fair and reasonable 
consideration in respect of the rights for which it is paid, 
the exemption provided by this Article shall apply only 
to so much of the royalties as represents such fair and 
reasonable consideration. 

(3) Paragraph (1) shall not apply where a resident of 
one of the territories has a permanent establishment in 
the other territory and such royalties are attributable to 
that permanent establishment. Where such a resident has 
a permanent establishment in that other territory the 
royalty shall, unless he shows the contrary, be presum- 
ed to be attributable to that permanent establishment. 


Article IX 

(1) Income from immovable property may be subjected 
to tax in the territory in which the property is situated. 

(2) Interest on debts secured by mortgages on real 
estate and royalties or other amounts paid in respect of 
the Operation of a mine, quarry or other place of extrac- 
tion or exploitation of natural resources shall, for the 
purposes of this Article, be regarded as income derived 
from immovable property. 


Article X 

(1) Remuneration, including pensions, paid out of pub- 
lic funds of one of the contracting States or political 
sub-divisions thereof to any individual for present or 
past Services to that State or political sub-division there- 
of shall be exempt from tax in the territory of the other 
State if the individual is a Citizen of the first-mentioned 
State. 

(2) The provisions of this Article shall not apply to 
payments in respect of Services in connection with any 
trade or business carried on by either of the contracting 
States or political sub-divisions thereof for purposes of 
profit. 

(3) The provisions of paragraph (1) of this Article 
shall also apply to remuneration, including pensions, 
paid by the Deutsche Bundesbank, the Federal Railways 
and the Postal Administration of the Federal Republic of 
Germany and the corresponding organisations of Pakistan. 

(4) The term "political sub-division" as used in this 
Article includes local authorities. 


Article XI 

(1) Profits or remuneration from a profession (includ- 
ing Services as a director) or employment derived by an 
individual who is a resident of one of the territories may 
be subjected to tax in the other territory only if the 
activities are performed in that other territory. 
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(2) Eine in Pakistan ansässige natürliche Person ist von 
der Steuer der Bundesrepublik auf die in Absatz (1) be- 
zeichneten Einkünfte befreit, wenn 

(a) sie sich in der Bundesrepublik in einem Steuer- 
jahr vorübergehend nicht langer als insgesamt 
183 Tage aufhält, 

(b) die Tätigkeit für eine in Pakistan ansässige 
Person oder zu deren Gunsten ausgeübt wird 
und 

(c) die Vergütung von einer in Pakistan ansässigen 
Person getragen wird. 

(3) Eine in der Bundesrepublik ansässige natürliche 
Person ist von der pakistanischen Steuer auf die in Ab- 
satz (1) bezeichneten Einkünfte befreit, wenn 

(a) sie sich in Pakistan in einem Steuer] ahr vor- 
übergehend nicht länger als insgesamt 183 Tage 
aufhält, 

(b) die Tätigkeit für eine in der Bundesrepublik an- 
sässige Person oder zu deren Gunsten ausgeübt 
wird und 

(c) die Vergütung von einer in der Bundesrepublik 
ansässigen Person getragen wird. 

(4) Dienste einer natürlichen Person, die ständig oder 
überwiegend auf Schiffen oder Luftfahrzeugen geleistet 
werden, die ein Unternehmen mit Geschäftsleitung in 
einem der Gebiete betreibt, gelten als in diesem Gebiet 
geleistet. 

Artikel XII 

(1) Ruhegehälter (außer Ruhegehältern, für die Arti- 
kel X Absatz (1) gilt) und Renten, die aus Quellen inner- 
halb eines der Gebiete von einer in dem anderen Gebiet 
ansässigen natürlichen Person bezogen werden, sind in 
dem erstgenannten Gebiet steuerfrei; jedoch können 
Ruhegehälter oder Renten, die aus einer nach den 
pakistanischen Steuergesetzen zugelassenen oder an- 
erkannten Pensionskasse gezahlt werden, in Pakistan 
besteuert werden. 

(2) Unter dem in diesem Artikel verwendeten Begriff 
„Ruhegehälter" sind regelmäßig wiederkehrende Ver- 
gütungen zu verstehen, die für frühere Dienstleistungen 
oder zum Ausgleich erlittener Nachteile entrichtet wer- 
den. 

(3) Der Begriff „Rente" bedeutet einen bestimmten Be- 
trag, der regelmäßig zu festgesetzten Zeitpunkten lebens- 
länglich oder während eines bestimmten oder bestimm- 
baren Zeitabschnitts auf Grund einer Verpflichtung zahl- 
bar ist, die diese Zahlungen als Gegenleistung für bereits 
in Geld oder Geldeswert bewirkte angemessene Leistun- 
gen vorsieht. 

Artikel XIII 

(1) Eine in einem der Gebiete ansässige Person, die 
sich in dem anderen Gebiet lediglidi 

(a) als Student an einer anerkannten Universität, 
Hochschule oder Schule dieses anderen Gebiets, 

(b) als Lehrling (in der Bundesrepublik einschließ- 
lich der Volontäre oder Praktikanten) oder 

(c) als Empfänger eines in erster Linie für das 
Studium oder für die Forschung bestimmten Zu- 
schusses, Unterhaltsbetrags oder Preises einer 
religiösen, mildtätigen, wissenschaftlichen oder 
pädagogischen Organisation des erstgenannten 
Gebiets 

aufhält, ist 

(i) hinsichtlich aller für ihren Unterhalt, ihre 
Erziehung oder ihre Ausbildung bestimm- 
ten Überweisungen aus dem Ausland und 


(2) An individual who is a resident of Pakistan shall 
be exempt from the Federal Republic tax on profits or 
remuneration referred to in paragraph (1) if 

(a) he is temporarily present in the Federal Repub- 
lic for a period or periods not exceeding a total 
of 183 days during a taxable year, 

(b) the Services are performed for or on behalf of 
a resident of Pakistan, and . 

(c) the Profits or remuneration are borne by a res- 
ident of Pakistan. 

(3) An individual who is a resident of the Federal 
Republic shall be exempt from Pakistan tax on the profits 
or remuneration referred to in paragraph (1) if 

(a) he is temporarily present in Pakistan for a 
period or periods not exceeding a total of 183 
days during a taxable year, 

(b) the Services are performed for or on behalf of 
a resident of the Federal Republic, and 

(c) the Profits or remuneration are borne by a res- 
ident of the Federal Republic. 

(4) Where an individual permanently or predominantly 
performs Services on ships or aircraft operated by an 
enterprise managed or controUed in one of the territories 
such Services shall be deemed to be performed in that 
territory. 

Article XII 

(1) Any Pension (other than pensions to which para- 
graph (1) of Article X applies) and any annuity, derived 
from sources within one of the territories by an individ- 
ual who is a resident of the other territory shall be 
exempt from tax in the first-mentioned territory, pro- 
vided that a pension or annuity payable from a super- 
annuation fund approved or recognized under the tax 
laws of Pakistan may be subjected to tax in Pakistan. 

(2) The term "pension", as used in this Article, means 
periodic payments made in consideration for Services 
rendered or by way of compensation for injuries re- 
ceived. 

(3) The term "annuity" means a stated sum payable 
periodically at stated times, during life or during a 
specified or ascertainable period of time, under an 
Obligation to make the payments in return for adequate 
and full consideration in money or money's worth. 

Article XIII 

(1) A resident of one of the territories who is tempo- 
rarily present in the other territory solely 

(a) as a Student at a recognised university, College, 
or school in such other territory, 

(b) as a Business apprentice (including in the Fed- 
eral Republic a "Volontär" or a "Praktikant"), or 

(c) as the recipient of a grant, allowance or award 
for the primary purpose of study or research 
from a religious, charitable, scientific or edu- 
cational Organisation of the former territory 


shall be exempt from tax by such other territory 

(i) on all remittances from abroad for the pur- 
poses of his maintenance, education or 
training, and 
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(ii) hinsichtlich aller Beträge, die eine Ver- 
gütung für eine in diesem anderen Gebiet 
ausgeübte nichtselbständige Arbeit darstel- 
len, 

von der Steuer des anderen Gebiets befreit. 

(2) Eine in einem der Gebiete ansässige Person, die 
sich in dem anderen Gebiet vorübergehend für die Dauer 
von längstens einem Jahr als Angestellter eines Unter- 
nehmens des erstgenannten Gebiets oder einer der in 
Absatz (1) genannten Organisationen oder auf Grund 
eines mit einem solchen Unternehmen oder einer solchen 
Organisation abgeschlossenen Vertrags lediglich zu dem 
Zweck aufhält, technische, berufliche oder geschäftliche 
Erfahrungen von einer anderen Person — also nicht von 
dem Unternehmen oder der Organisation — zu erwerben, 
ist von der Steuer des anderen Gebiets hinsichtlich der 
Vergütungen befreit, die für diesen Zeitraum gezahlt 
werden und den Betrag von 15 000 DM (einschließlich der 
von dieser anderen Person in dem anderen Gebiet ge- 
zahlten Vergütung) nicht übersteigen. 

(3) Eine in einem der Gebiete ansässige Person, die 
sich in dem anderen Gebiet vorübergehend auf Grund 
von Vereinbarungen mit der Regierung des anderen Ge- 
biets oder einer ihr nachgeordneten Behörde oder Stelle 
lediglich zur Ausbildung, zum Studium oder zur Informa- 
tion aufhält, ist von der Steuer des anderen Gebiets 
hinsichtlich der Vergütungen (einschließlich der Ver- 
gütungen, die diese Person gegebenenfalls von dem aus- 
ländischen Arbeitgeber erhält) befreit, die den Betrag 
von 25 000 DM nicht übersteigen und für Dienstleistungen 
gezahlt werden, die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Ausbildung, dem Studium oder der Informations- 
tätigkeit stehen. 


Artikel XIV 

(1) Die von einer in Pakistan ansässigen Person un- 
mittelbar oder im Abzugswege für Einkünfte aus Quellen 
innerhalb der Bundesrepublik (auch für Einkünfte, die in 
der Bundesrepublik entstehen, aber nach pakistanischem 
Recht als in Pakistan entstanden gelten) zu zahlende 
Steuer der Bundesrepublik ist auf die für ciiese Einkünfte 
zu zahlenden pakistanischen Steuern anzurechnen, soweit 
das (am Tage der Unterzeichnung dieses Abkommens 
geltende) pakistanische Einkommensteuerrecht dies zu- 
läßt. 

(2) Bei der Festsetzung ihrer in Artikel I bezeichneten 
Steuern wird die Bundesrepublik, wenn es sich um in der 
Bundesrepublik ansässige Personen handelt, diejenigen 
Einkünfte aus Quellen innerhalb Pakistans, die nach die- 
sem Abkommen von der pakistanischen Steuer nicht be- 
freit sind, von der Bemessungsgrundlage ausnehmen. Die 
Bundesrepublik behält aber das Recht, die nach diesem 
Absatz von der Bemessungsgrundlage ausgenommenen 
Einkünfte bei der Festsetziung des anwendbaren Steuer- 
satzes zu berücksichtigen. Bei Einkünften aus Dividendeu 
gelten die vorstehenden Vorschriften nur für Dividenden, 
die von einer in Pakistan ansässigen Gesellschaft an eine 
in der Bundesrepublik ansässige Gesellschaft gezahlt wer- 
den, der mehr als 25 vom Hundert der stimmberechtigten 
Anteile der erstgenannten Gesellschaft gehören; die von 
sonstigen Dividenden erhobene pakistanische Übersteuer 
wird jedoch auf die Steuer der Bundesrepublik für diese 
Dividenden, die nach einem durchschnittlichen Steuersatz 
berechnet wird, auf Antrag angerechnet. Die für Zinsen 
(außer Zinsen im Sinne des Artikels IX Absatz [2]) er- 
hobene pakistanische Steuer wird auf die Steuer der 
Bundesrepublik angerechnet. 


(ii) with respect to any amount, representing 
remuneration for an employment in that 
other territory. 


(2) A resident of one of the territories who is tempo- 
rarily present in the other territory for a period not ex- 
ceeding one year, as an employee of, or under contract 
with, an enterprise of the former territory or an Organ- 
isation referred to in paragraph (1), solely to acquire 
technical, Professional or Business experience from a 
person other than such enterprise or Organisation, shall 
be exempt from tax by such other territory on remunera- 
tion for such period in an amount not in excess of 
15,000 DM (inciuding remuneration from such person 
in the other territory). 


(3) A resident of one of the territories temporarily 
present in the other territory under arrangements with 
the Government of such other territory or any agency 
or instrumentality thereof solely for the purpose of 
training, study or Orientation shall be exempt from tax 
by such other territory with respect to remuneration not 
exceeding 25,000 DM for the rendition of Services direct- 
ly related to such training, study or Orientation (inciud- 
ing remunerations, if any, from the employer abroad of 
such resident). 


Ar fiele XIV 

(1) Subject to the provisions of Pakistan income tax 
law (as in force on the date of signature of the present 
Convention), Federal Republic tax payable, whether di- 
rectly or by deduction, by a person resident in Pakistan, 
in respect of income from sources within the Federal 
Republic (inciuding income accruing or arising in the 
Federal Republic but deemed, under the provisions of 
the law of Pakistan, to accrue or arise in Pakistan) shall 
be allowed as a credit against any Pakistan tax payable 
in respect of that income. 

(2) In determining its taxes specified in Article I of 
this Convention the Federal Republic shall exclude, in 
the case of residents of the Federal Republic, from the 
basis upon which its taxes are imposed such items of in- 
come from sources within Pakistan which according to 
this Convention are not exempt from Pakistan tax. The 
Federal Republic, however, retains the right to take into 
account in the determination of its rate of tax the items 
of income excluded in accordance with the provisions 
of this paragraph. In the case of income from dividends 
the above provisions shall apply to such dividends only 
as are paid to a Company whidi is a resident of the Fed- 
eral Republic by a Company resident in Pakistan more 
than 25 per cent of the voting shares of which are own- 
ed by the former Company, the Pakistan super-tax col- 
lected on all other dividends shall, however, on applica- 
tion, be allowed as a credit against the Federal Republic 
tax payable in respect of these dividends computed on the 
basis of an average rate of tax. In the case of interest 
(other than interest referred to in paragraph (2).of Ar- 
ticle IX), Pakistan tax payable thereon shall be allowed 
as a credit against the Federal Republic tax. 
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Artikel XV 

Die Vorsdiriften dieses Abkommens berühren nidit das 
Recht auf andere oder zusätzliche Befreiungen, die den 
diplomatischen oder konsularisdien Beamten gegebenen- 
falls künftig gewährt werden. 


Artikel XVI 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den sich gegenseitig auf Verlangen die Mitteilungen ma- 
chen, die nach den Steuergesetzen der Vertragstaaten 
zur Verfügung stehen und die erforderlich sind, um die 
Vorschriften dieses Abkommens durchzuführen oder um 
die Hinterziehung und dergleichen von Steuern, die unter 
dieses Abkommen fallen, zu verhindern. Der Inhalt die- 
ser Mitteilungen ist geheimzuhalten und nur Personen 
zugänglich zu machen, die sich mit der Veranlagung oder 
Erhebung der unter dieses Abkommen fallenden Steuern 
befassen. Mitteilungen, die ein Handels-, Geschäfts-, Ge- 
werbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren 
offenbaren würden, dürfen nicht gegeben werden. 

(2) Absatz (1) darf nicht dahin ausgelegt werden, daß 
er einem der Vertragstaaten die Verpflichtung auferlegt, 
Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von seinen 
Vorschriften oder von seiner Verwaltungspraxis ab wei- 
chen oder die seiner Souveränität, Sicherheit oder dem 
ordre public widersprechen, oder Angaben zu übermitteln, 
die weder auf Grund seiner eigenen noch auf Grund der 
Rechtsvorschriften des ersuchenden Staates beschafft 
werden können. 


Artikel XVII 

(1) Weist eine in einem der Gebiete ansässige Person 
nach, daß Maßnahmen der Steuerbehörden der Vertrag- 
staaten die Wirkung einer Doppelbesteuerung haben 
oder haben werden, die den Vorschriften dieses Abkom- 
mens widerspricht, so kann sie ihren Fall dem Staat, in 
dem sie ansässig ist, unterbreiten. Werden ihre Einwen- 
dungen für begründet erachtet, so wird die zuständige 
Behörde des angerufenen Staates anstreben, sich mit der 
zuständigen Behörde des anderen Staates über die Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung zu verständigen. 

(2) Um Schwierigkeiten oder Zweifel zu beseitigen, 
die bei der Auslegung oder Anwendung dieses Abkom- 
mens oder im Verhältnis dieses Abkommens zu Abkom- 
men der Vertragstaaten mit dritten Staaten auftreten, 
werden sich die, zuständigen Behörden der Vertragstaaten 
zu einem möglichst frühen Zeitpunkt verständigen. 


Artikel XVIII 

Zum Zwecke der Anwendung dieses Abkommens kön- 
nen sich die zuständigen Behörden der beiden Vertrag- 
staaten, soweit erforderlich, konsultieren und unmittel- 
bar miteinander verkehren. 


Artikel XIX 

Die zuständigen Behörden der beiden Vertragstaaten 
können Richtlinien erlassen, die für die Anwendung die- 
ses Abkommens in ihrem jeweiligen Staatsgebiet erfor- 
derlich sind. 


Article XV 

The provisions of this Convention shall not be con- 
strued to deny or affect in any manner the right of 
diplomatic and consular officers to other or additional 
exemptions which may be granted to such officers. 


Article XVI 

(1) The competent authorities of the contracting States 
shall, upon request, exchange sudi Information (being 
Information available under the respective taxation 
laws of the contracting States) as is necessary for carry- 
ing out the provisions of this Convention or for the pre- 
vention of fraud or the like in relation to the taxes 
which are the subject of this Convention. Any Informa- 
tion so exchanged shall be treated as secret and shall 
not be disclosed to any persons other than those con- 
cerned with the assessment and collection of the taxes 
which are the subject of this Convention. No information 
shall be exchanged which would disclose any trade, busi- 
ness, industrial or Professional secret or any trade pro- 
cess. 

(2) In no case shall the provisions of paragraph (1) 
be construed so as to impose upon either of the con- 
tracting States the Obligation to carry out administrative 
measures at variance with the regulations and practice 
of either contracting State or which would be contrary 
to its sovereignty, security or public policy or to supply 
particulars which are not procurable under the legisla- 
tion of either State. 


Article XVII 

(1) Where a resident of one of the territories shows 
proof that the action of the tax authorities of the con- 
tracting States has resulted or will result in double taxa- 
tion contrary to the provisions of this Convention, he 
shall be entitled to present his case to the State of which 
he is a resident. Should his Claim be deemed worthy of 
consideration, the competent authority of the State to 
which the claim is made shall endeavour to come to 
an agreement with the competent authority of the other 
State with a view to avoidance of double taxation. 

(2) For the settlement of difficulties or doubts in the 
Interpretation or application of this Convention or in re- 
spect of its relation to Convention of the contracting 
States with third States the competent authorities of the 
contracting States shall reach a mutual agreement as 
quickly as possible, 


Article XVIII 

The competent authorities of the two contracting 
States may consult together as may be necessary and 
commimicate with each other directly for the purpose of 
giving effect to the provisions of this Convention. 


Article XIX 

The competent authorities of the two contracting 
States may prescribe regulations necessary to carry into 
effect this Convention within the respective States. 
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Artikel XX 

(1) Durch die Vorschriften dieses Abkommens werden 
Befreiungen, Abzüge, Steueranrechnungen oder andere 
Vergünstigungen, die zur Zeit oder künftig durch die Ge- 
setze eines der Vertragstaaten oder durch ein anderes 
zwischen den Vertragstaaten geschlossenes Abkommen 
bei der Steuerfestsetzung gewährt werden, nicht be- 
schränkt. 

(2) Den Staatsangehörigen eines der Vertragstaaten, 
die in dem anderen Staat ansässig sind, dürfen dort 
nicht andere oder höhere Steuern als den Staatsangehöri- 
gen dieses anderen Staates, die dort ansässig sind, auf- 
erlegt werden. 


Artikel XXI 

(1) Dieses Abkommen kann in seiner Gesamtheit oder 
mit Änderungen auf jedes Gebiet ausgedehnt werden, 
für dessen internationale Beziehungen Pakistan verant- 
wortlich ist und das Steuern erhebt, die im wesentlichen 
den Steuern im Sinne dieses Abkommens ähnlich sind; 
jede derartige Ausdehnung tritt an dem Tag und mit den 
Änderungen und Bedingungen (einschließlich der Kündi- 
gungsbedingungen) in Kraft, die zwischen den Vertrag- 
staaten in zu diesem Zweck auszutauschenden Noten be- 
stimmt und vereinbart sind. 

(2) Wird dieses Abkommen gegenüber Pakistan oder 
der Bundesrepublik nach Artikel XXIV gekündigt, so 
wird dadurch die Anwendung dieses Abkommens auf 
jedes Gebiet, auf das es nach diesem Artikel ausgedehnt 
worden ist, beendet, es sei denn, daß die beiden Ver- 
tragstaaten ausdrücklich etwas anderes vereinbaren. 


Artikel XXII 

Die Vorschriften dieses Abkommens gelten nicht für 
die aus dem Betrieb von Schiffen erzielten Einkünfte, die 
nach den Steuergesetzen der beiden Vertragstaaten auch 
künftig steuerpflichtig bleiben. Die pakistanische Steuer 
von Einkünften aus dem Betrieb von Schiffen wird jedoch 
auf die Steuern der Bundesrepublik angerechnet, die von 
diesen Einkünften erhoben werden. 


Artikel XXIII 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung; die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Karatschi ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und gilt dann 


(a) in Pakistan in bezug auf die „vorhergehenden 
Jahre" (previous years) oder „steuerpflichtigen 
Wirtschaftsjahre" (chargeable accounting pe- 
riods) — im Sinne der pakistanischen Steuer- 
gesetze — , die am oder nach dem 1. April 1957 
beginnen, und 

(b) in der Bundesrepublik für die am oder nach 
dem 1. Januar 1957 beginnenden Kalenderjahre. 


Article XX 

(1) The provisions of this Convention shall not be 
construed to restrict in any manner any exemption, de- 
duction, credit or other allowance now or hereafter ac- 
corded, by the laws of either of the contracting States in 
the determination of the tax imposed by such State, or 
by any other Convention between the contracting States. 

(2) The citizens of one of the contracting States shall 
not, while resident in the other contracting State, be 
subjected therein to other or more burdensome taxes 
than are the citizens of such other contracting State, 
who are resident in its territory. 


Article XXI 

(1) The present Convention may be extended, either 
in its entirety or with modifications, to any territory for 
whose international relations Pakistan is responsible and 
which imposes taxes substantially similar in character 
to those which are the subject of the present Convention 
and any such extension shall take effect from such date 
and subject to such modifications and conditions (includ- 
ing conditions as to termination) as may be specified 
and agreed between the contracting States in notes to 
be exchanged for this purpose, 

(2) The termination in respect of Pakistan or the Fed- 
eral Republic ol the present Convention under Article 
XXIV shall, unless otherwise expressly agreed by both 
contracting States, terminate the application of the pres- 
ent Convention to any territory to which the Convention 
has been extended under this Article. 


Article XXII 

The provisions of this Convention shall not apply to 
income derived from the Operation of ships which would 
continue to be taxable according to the respective tax 
laws of the two contracting States. Where, however, in- 
come is derived from the Operation of ships, Pakistan 
tax payable on that income shall be allowed as a credit 
against any Federal Republic tax payable on such in- 
come. 


Article XXIII 

(1) This Convention shall be ratified and the Instru- 
ments of ratification shall be exchanged as soon as pos- 
sible in Karachi. 

(2) This Convention shall come into force after the 
expiration of one month following the date on which the 
Instruments of ratification are exchanged and shall there- 
upon have effect 

(a) in Pakistan, in respect of the "previous years" 
or the "chargeable accounting periods" (as de- 
fined by the tax laws of Pakistan) beginning 
on or after the first day of April, 1957, and 


(b) in the Federal Republic, for the calendar years 
beginning on or after the first day of January, 
1957. 


13 



Drucksache 1329 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Artikel XXIV 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in 
Kraft, jedoch kann jeder der Vertragstaaten am oder vor 
dem 30. Juni jedes Kalenderjahres, das auf das Kalender- 
jahr 1960 folgt, das Abkommen gegenüber dem anderen 
Vertragstaat kündigen? in diesem Falle verliert dieses 
Abkommen seine Gültigkeit 

(a) in Pakistan in bezug auf die „vorhergehenden 
Jahre" (previous years) oder „steuerpflichtigen 
Wirtschaftsjahre" (chargeable accounting periods) 
— im Sinne der pakistanischen Steuergesetze — , 
die am oder nach dem 1. April beginnen, der auf 
die schriftliche Kündigung folgt, und 

(b) in der Bundesrepublik für die Kalenderjahre, die 
am oder nach dem 1. Januar beginnen, der auf die 
schriftliche Kündigung folgt. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig be- 
fugten Unterzeichneten dieses Abkommen unterschrieben 
und mit ihren Siegeln versehen, 

GESCHEHEN zu Bonn am 7. August 1958 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und englischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Article XXIV 

This Convention shall continue in effect indefinitely, 
but either of the contracting States may, on or before 
the 30th day of June in any calendar year after 1960, 
give to the other contracting State notice of termination; 
and in. such event this Convention shall cease to be 
effective 

(a) in Pakistan, in respect of the "previous years" or 
the "chargeable accounting periods" (as defined by 
the tax laws of Pakistan) beginning on or after 
the first day of April next following such written 
notice of termination, and 

(b) in the Federal Republic, for the calendar years 
beginning on or after the first day of January next 
following such written notice of termination. 


IN WITNESS WHEREOF the undersigned duly author- 
ised thereto have signed this Convention and have af- 
fixed thereto their seals. 


DONE in duplicate at Bonn on the 7th August, 1958, 
in the English and German languages, both texts being 
equally authoritative. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
For the Federal Republic of Germany; 

A. H. van Scherpenberg 

Für die Islamische Republik Pakistan: 
For the Islamic Republic of Pakistan: 

J. A. Rahim 
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Notenwedisel 


Der Staatssekretär Bonn, den 8. April 1959 

des Auswärtigen Amts 


Herr Botschafter, 

Unter Bezugnahme auf das am 7. August 1958 Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Islamischen Republik Pakistan zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhin- 
derung der Steuerverkürzung bei den Steuern vom Ein- 
kommen beehre ich mich, Ihnen im Namen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland folgendes mitzuteilen: 

Das Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung von Pakistan innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

Bei der Anwendung des Abkommens auf das Land 
Berlin gelten die Bezugnahmen auf die Bundesrepublik 
Deutschland auch als Bezugnahmen auf das Land Berlin. 

Falls dieser Vorschlag die Billigung der Regierung von 
Pakistan findet, sollen die vorliegende Note und Ihre 
Antwortnote als Bestandteil des Abkommens gelten. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, die erneute Ver- 
sicherung meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

A. H. van Scherpenberg 


Seiner Exzellenz 
dem Botschafter der 
Islamischen Republik Pakistan 
Herrn Jalaluddin Abdur Rah im 
Bad Godesberg 


Der Staatssekretär Bonn, April 8th, 1959 

des Auswärtigen Amts 


Mr. Ambassador, 

With reference to the Convention, signed on August 7th, 
1958, between the Federal Republic of Germany and the 
Islamic Republic of Pakistan for the Avoidance of 
Double Taxation and the Prevention of Fiscal Evasion 
with respect to Taxes on Income, I have the honour 
on behalf of the Government of the Federal Republic of 
Germany to inform you of the following: 

The Convention shall apply to Land Berlin, provided 
that the Government of the Federal Republic of Ger- 
many has not delivered a contrary declaration to the 
Government of Pakistan within three months from the 
date of entry into force of the Convention. 

For the purposes of the application of the Conven- 
tion to Land Berlin, references to the Federal Republic 
of Germany shall be deemed to be references also to 
Land Berlin. 

If this proposal meets with the approval of the 
Government of Pakistan, this note and your reply thereto 
should be deemed to be part of the Convention. 

Accept, Mr. Ambassador, the renewed assurance of 
my highest consideration. 

A. H. van Scherpenberg 


His Excellency 
Jalaluddin Abdur Rah im 
Ambassador of the 
Islamic Republic of Pakistan 
Bad Godesberg 


I 
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Embassy of Pakistan 
Bad Godesberg 

8th April, 1959 


Mr. State Secretary, 

With reference to the Convention, signed on August 7th, 
1958, between the Islamic Republic of Pakistan and the 
Federal Republic of Germany for the Avoidance of Double 
Taxation and the Prevention of Fiscal Evasion with 
respect to Taxes on Income, you on behalf of the Gov- 
ernment of the Federal Republic of Germany informed 
me of the following; 

The Convention shall apply to Land Berlin, provided 
that the Government of the Federal Republic of Ger- 
many has not delivered a contrary declaration to the 
Government of Pakistan within three months from the 
date of entry into force of the Convention. 

For the purposes of the application of the Conven- 
tion to Land Berlin, references to the Federal Republic 
of Germany shall be deemed to be references also to 
Land Berlin. 

I have the honour to inform you that this proposal 
meets with the approval of the Government of Pakistan. 
Your note of today’s date and my reply thereto shall 
therefore be part of the Convention. 

Accept, Mr. State Secretary, the assurance of my 
highest consideration. 


J. A. Rahim 
Ambassador of Pakistan 


His Excellency 

Dr. Albert Hilger van Scherpenberg, 

State Secretary of the Federal Foreign Office, 

Bonn 


Embassy of Pakistan 
Bad Godesberg 

8. April 1959 


Herr Staatssekretär, 

Unter Bezugnahme auf das am 7. August 1958 Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Islamischen Republik 
Pakistan und der Bundesrepublik Deutschland zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung 
der Steuerverkürzung bei den Steuern vom Einkommen 
haben Sie mir im Namen der Bundesregierung folgendes 
mitgeteilt: 

Das Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung von Pakistan innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

Bei der Anwendung des Abkommens auf das Land 
Berlin gelten die Bezugnahmen auf die Bundesrepublik 
Deutschland auch als Bezugnahmen auf das Land Berlin. 


Ich beehre mich, Ihnen bekanntzugeben, daß dieser 
Vorschlag die Billigung der Regierung von Pakistan fin- 
det. Ihre heutige Note und meine Antwortnote sind somit 
Bestandteil des Abkommens. 

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, die Versiche- 
rung meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

J. A. Rahim 
Botschafter von Pakistan 


Seiner Exzellenz 

dem Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
Herrn Dr. Albert Hilger van Scherpenberg 

Bonn 
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Denkschrift 


Das Doppelbesteuerungsabkommen mit Pakistan ist 
das erste Abkommen zur Beseitigung von Doppel- 
besteuerungen, das deutscherseits mit Pakistan ab- 
geschlossen worden ist, und das erste Doppel- 
besteuerungsabkommen mit einem asiatischen Staat. 
Die Entwicklung der wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und Pakistan haben 
den Abschluß eines derartigen Abkommens wün- 
schenswert erscheinen lassen. Von pakistanischer 
Seite besteht ein besonderes Interesse, durch ein 
derartiges Abkommen die Investitionstätigkeit der 
deutschen Wirtschaft in Pakistan zu erleichtern und 
den sonstigen Wirtschaftsverkehr zwischen den 
beiden Staaten günstig zu beeinflussen. 

Schon im Jahre 1956 sind beide Regierungen über- 
eingekommen, ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung abzuschließen. Im September 

1956 leitete die Bundesregierung der pakistanischen 
Regierung den Entwurf eines Abkommens zu. Dieser 
Entwurf bildete die Grundlage für die mündlichen 
Verhandlungen zwischen den Delegationen der 
beiden Regierungen, die im August 1957 in Bonn 
und im Dezember 1957 in Karachi stattgefunden 
haben. 

Das Abkommen lehnt sich hinsichtlich Aufbau und 
Fassung an das deutsch-kanadische Doppelbesteue- 
rungsabkommen vom 4. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. 

1957 II S. 188) an. Es gilt wie das deutsch-kanadische 
Doppelbesteuerungsabkommen für Steuerpflichtige 
der beiden Vertragstaaten, und nicht wie die früher 
vom Deutschen Reich abgeschlossenen Doppelbe- 
steuerungsabkommen nur für die Angehörigen 
dieser Staaten. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Abkommens 
wird bemerkt: 

Zu Artikel I 

Dieser Artikel zählt die Steuern auf, für die das 
Abkommen gilt. 

Zu Artikel II 

Dieser Artikel enthält Definitionen für einige im 
Abkommen verwendete Begriffe und eine allge- 
meine Auslegungsregei. 

Zu Artikel III 

Dieser Artikel enthält die Vorschriften über die 
Besteuerung gewerblicher Gewinne. Es gilt das Be- 
triebstättenprinzip. ln Absatz 3 sind Vorschriften 
über die Ermittlung des Gewinns der Betriebstätten 
enthalten. 

Zu Artikel IV 

Dieser Artikel enthält eine Vorschrift, wie Gewinn- 
verlagerungen zwischen Unternehmen der Vertrag- 
staaten begegnet werden darf. 

Zu Artikel V 

Dieser Artikel enthält eine Regelung für die Be- 
steuerung der Gewinne von Unternehmen der Luft- 
fahrt. 


Zu Artikel VI 

Absätze 1 und 2 beziehen sich auf die Besteuerung 
von Ausschüttungen einer pakistanischen Gesell- 
schaft, an der eine deutsche Gesellschaft zu min- 
destens einem Drittel beteiligt ist. Voraussetzung 
für die Anwendung dieser Absätze ist, daß die 
deutsche Gesellschaft eine „public Company" im 
Sinne des Absatzes 5 dieses Artikels ist und 
daß die pakistanische Gesellschaft ein nach dem 
14. August 1947 errichtetes industrielles Unterneh- 
men betreibt, in dem mindestens 10 Arbeitskräfte 
beschäftigt sind (Section 15 B des pakistanischen 
Einkommensteuergesetzes) . 

Absatz 1 bestimmt, daß die pakistanische Über- 
steuer für die Ausschüttungen an die deutsche Ge- 
sellschaft um 6,25 V. H. gesenkt wird. Die deutsche ^ 
Gesellschaft hat daher für Ausschüttungen, die nach 
dem pakistanischen Einkommensteuergesetz dem 
Veranlagungszeitraum vom 1. April 1958 bis 30. Juni 
1959 zugerechnet werden (im allgemeinen die Ein- 
künfte des Zeitraums vom 1. April 1957 bis 30. Juni 
1958) statt grundsätzlich 25 v. H. der Bruttoaus- 
schüttungen (18,75 v.H. der Bruttoausschüttungen, 
v/enn das in Pakistan steuerpflichtige Einkommen 
der Gesellschaft 25.000 Rs im Bemessungszeitraum 
nicht übersteigt), 18,75 v.H. (bzw. 12,5 v.H.) der 
Bruttoausschüttungen als Übersteuer zu entrichten. 
Von Ausschüttungen, die dem Veranlagungsjahr 
vom 1. Juli 1959 bis 30. Juni 1960 zugerechnet werden, 
hat sie nur 13,75 v. H. der Bruttoausschüttungen als 
Ubersteuer zu zahlen, da diese Steuer allgemein auf 
20 V. H. gesenkt worden ist. Unter den Bruttoaus- 
schüttungen sind die tatsächlichen Ausschüttungen 
einschließlich der darauf entfallenden Einkommen- 
steuer der pakistanischen Gesellschaft zu verstehen. 

Absatz 2 bestimmt, daß Section 23 A des pakistani- 
schen Einkommensteuergesetzes auf die Einkünfte 
der pakistanischen Gesellschaft nicht angewendet 
wird, wenn diese ihre Einkünfte für die Entwick- 
lung und Erweiterung ihrer industriellen Tätigkeit 
verwendet. Nach der angeführten Vorschrift des 
pakistanischen Einkommensteuergesetzes kann die 
Steuerbehörde, wenn eine pakistanische Gesellschaft 
in einem Bemessungszeitraum weniger als 60 v. H. 
ihres Gewinns aussdiüttet, in bestimmten Fällen so 
verfahren, als habe die Gesellschaft ihren Gesamt- 
gewinn ausgeschüttet. Diese fiktiven Ausschüttun- 
gen werden den Gesellschaftern der pakistanischen 
Gesellschaft als steuerpflichtige Einkünfte zuge- 
rechnet. 

Absatz 3 bezieht sich auf die Ausschüttungen einer 
deutschen Gesellschaft an eine pakistanische Gesell- 
schaft, die an der deutschen Gesellschaft zu mehr 
als einem Drittel beteiligt ist. Er bestimmt, daß die 
deutsche Steuer (Kapitalertragsteuer) für diese Aus- 
schüttungen 15 V. H. nicht übersteigen darf. 

Absatz 4 hat im Verhältnis der beiden Vertragstaa- 
ten lediglich eine vorbeugende Bedeutung, da das 
geltende Steuerrecht beider Staaten die in dieser 
Vorschrift untersagte Besteuerung nicht vorsieht. 
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Zu Artikel VII 

Die pakistanische Delegation war nicht bereit, auf 
die Besteuerung der Zinsen, die aus Pakistan an 
Gläubiger in der Bundesrepublik gezahlt werden, 
allgemein zu verzichten. Sie konnte nicht über die 
in diesem Artikel vorgesehene Steuerbefreiung der 
Zinsen hinausgehen, die den Notenbanken der 
beiden Vertragstaaten zufließen. 

Zu Artikel VIII 

Dieser Artikel sieht vor, daß Lizenzgebühren (ein- 
schließlich der Filmlizenzgebühren), die aus einem 
der Vertragstaaten einem in dem anderen Staat 
ansässigen Steuerpflichtigen zufließen, im erstge- 
nannten Staat steuerfrei sind. 

Zu Artikel IX 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Einkünf- 
ten aus unbeweglichem Vermögen. Den Einkünften 
aus unbeweglichem Vermögen sind die Zinsen aus 
Forderungen, die durch die Pfandrechte an den 
Grundstücken gesichert sind, sowie Lizenzgebühren 
oder andere Beträge gleichgestellt, die im Hinblick 
auf den Betrieb eines Bergwerks u. a. gezahlt 
werden. 

Zu Artikel X 

Dieser Artikel teilt das Besteuerungsrecht für Ent- 
gelte (einschließlich der Ruhegehälter), die aus öf- 
fentlichen Kassen für nichtselbständige Arbeit ge- 
zahlt werden, dem Staate der öffentlichen Kasse zu. 

Zu Artikel XI 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Einkünfte 
aus freiberuflicher Tätigkeit (einschließlich der Tä- 
tigkeit als Aufsichtsratmitglied) und aus nichtselb- 
ständiger Arbeit. Die Absätze 2 und 3 enthalten 
Steuerbefreiungsvorschriften für Einkünfte aus einer 
persönlichen Tätigkeit, die eine in einem der Ver- 
tragstaaten ansässige Person in dem anderen Staat 
nur vorübergehend ausübt. 

Zu Artikel XII 

In diesem Artikel wird festgestellt, daß private 
Ruhegehälter und Renten, die aus einem der Ver- 
tragstaaten einer in dem anderen Vertragstaat an- 
sässigen Person zufließen, im erstgenannten Staat 
steuerfrei sind. 

Zu Artikel XIII 

Absatz 1 enthält eine Steuerbefreiungsvorschrift für 
Unterhalts-Zahlungen und Einkünfte aus nichtselb- 
ständiger Arbeit, die Studenten, Lehrlinge, Volon- 
täre und Stipendiaten beziehen. Nach Absatz 2 sind 
gewisse Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
steuerfrei, um dadurch den Austausch von techni- 
scher, beruflicher oder geschäftlicher Erfahrung und 
Kenntnisse zu fördern. 

Zu Artikel XIV 

Dieser Artikel bestimmt, auf welche Weise der 
Staat, in dem ein Steuerpflichtiger seinen Wohnsitz 


hat, die Doppelbesteuerung vermeidet, die dadurch 
entsteht, daß die Einkünfte eines Steuerpflichtigen 
aus dem anderen Staat, auch nach dem Inkrafttreten 
des Abkommens im gewissen Umfang in diesem 
anderen Staat noch besteuert werden. 

Bei Steuerpflichtigen, die in Pakistan ansässig sind 
und aus der Bundesrepublik Einkünfte beziehen, 
die der deutschen Besteuerung unterliegen, werden 
auf die pakistanischen Steuern für diese Einkünfte 
die deutschen Steuern angerechnet (Absatz 1). Bei 
den in der Bundesrepublik ansässigen Steuerpflich- 
tigen sind die aus Pakistan stammenden Einkünfte, 
die nach dem Abkommen in Pakistan nicht von der 
pakistanischen Steuer befreit sind, von der Bemes- 
sungsgrundlage der deutschen Steuer mit der Maß- 
gabe auszunehmen, daß diese pakistanischen Ein- 
künfte bei der Bemessung des für die Steuerberech- 
nung maßgebenden Steuersatzes einbezogen werden 
(Absatz 2). Von der Steuerbemessungsgrundlage 
werden jedoch nicht ausgenommen 

a) Dividenden, außer Dividenden, die einer deut- 
schen Gesellschaft zufließen, der mehr als 25 v. H. 
der stimmberechtigten Anteile der ausschütten- 
den pakistanischen Gesellschaft gehören; 

b) Zinsen, außer Zinsen, die durch Pfandrechte an 
pakistanischen Grundstücken gesichert sind. 

Im Falle a) wird die pakistanische Übersteuer und 
im Falle b) werden die pakistanische Einkommen- 
steuer und die gegebenenfalls entrichtete Übersteuer 
auf die deutschen Steuern angerechnet. 

Zu Artikel XV 

Dieser Artikel stellt fest, daß durch das Abkommen 
die völkerrechtliche oder vertragsmäßige Steuer- 
befreiung des diplomatischen oder konsularischen 
Personals nicht eingeschränkt wird. 

Zu Artikel XVI 

Dieser Artikel enthält die Vorschrift über die gegen- 
seitige Rechtshilfe bei der Erhebung von Steuern, 
auf die sich das Abkommen bezieht. 

Zu Artikel XVII 

Dieser Artikel sieht ein Verständigungsverfahren 
der zuständigen Behörden der beiden Vertragstaa- 
ten vor, wenn ein Steuerpflichtiger begründete Ein- 
wendungen gegen Maßnahmen der Steuerbehörde 
der Vertragstaaten hat, die zu einer Doppelbe- 
steuerung führen. 

Zu Artikel XVIII 

Dieser Artikel sieht vor, daß die zuständigen Be- 
hörden der beiden Staaten zur Anwendung des 
Abkommens sich konsultieren und unmittelbar mit- 
einander verkehren können. 

Zu Artikel XIX 

Dieser Artikel sieht für die zuständigen Behörden 
der beiden Vertragstaaten das Recht vor, Richt- 
linien für die Anwendung des Abkommens zu 
erlassen. 
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Zu Artikel XX 

Dieser Artikel stellt fest, daß die in den Steuer- 
gesetzen der beiden Vertragstaaten enthaltenen 
allgemeinen Vorschriften über Steuervergünstigun- 
gen durch das Abkommen nicht berührt werden. 

Zu Artikel XXI 

Dieser Artikel sieht vor, daß das Abkommen auf 
Gebiete ausgedehnt werden kann, für deren inter- 
nationale Beziehungen Pakistan verantwortlich ist. 

Zu Artikel XXII 

Dieser Artikel stellt ausdrücklich klar, daß das Ab- 
kommen nicht für Einkünfte gilt, die durch den 
Betrieb von Schiffen erzielt werden. Die pakista- 
nische Steuer für Einkünfte dieser Art wird jedoch 
auf die Steuern der Bundesrepublik angerechnet. 
Diese Vorschrift ist deshalb notwendig geworden. 


weil die pakistanische Delegation nicht in der Lage 
war, entsprechend der Vertragsübung der kontinen- 
tal-europäischen und der angelsächsischen Staaten 
das Besteuerungsrecht für Einkünfte aus dem Be- 
trieb von Schiffen dem Staat zuzuweisen, in dem 
das Schiffahrtunternehmen seine Leitung hat. 

Zu Artikel XXIII 

Dieser Artikel enthält die Vorschriften über die 
Ratifizierung, das Inkrafttreten und die zeitliche An- 
wendung des Abkommens. 

Zu Artikel XXIV 

Dieser Artikel enthält die Vorschrift über die 
etwaige Kündigung des Abkommens. 

Am 8. April 1959 wurde von den Bevollmächtigten 
ein Notenwechsel unterzeichnet, der sich auf die An- 
wendung des Abkommens im Land Berlin bezieht. 



